
AGBs sind alle für eine Vielzahl von 
Verträgen formulierten Vertrags-

bedingungen, die eine Vertragspartei 
(der sogenannte Verwender) der ande-
ren Vertragspartei bei Abschluss eines 
Vertrages stellt (§ 305 BGB). Dabei ist es 
gleichgültig, ob die Bestimmungen ei-
nen äußerlich gesonderten Bestandteil 
des Vertrages bilden oder in die Vertrags-
urkunde selbst aufgenommen werden, 
welchen Umfang sie haben, in welcher 
Schriftart sie verfasst sind und welche 
Form der Vertrag hat. AGBs sind in Bau-
verträgen an der Tagesordnung. Sie be-
herrschen das Bauvertragsrecht. Gegen 
ihre Verwendung bestehen keine grund-

sätzlichen Bedenken. Im Gegenteil, ihre 
Notwendigkeit ist allgemein anerkannt. 
Zu den AGBs zählen sowohl selbst for-
mulierte Texte als auch die Vergabe- 
und Vertragsordnung für Bauleistungen 
(VOB/B). Jedoch sollten bei der Verwen-
dung der jeweiligen AGBs einige Punkte 
beachtet werden, sodass dem SHK-Be-
trieb nicht Gefahr droht, in rechtliche 
„Fußangeln“ zu laufen.

Selbst erstellte AGBs
Generell ist dem Unternehmer drin-

gend davon abzuraten, dass er selbst 
den Versuch unternimmt, eigene AGBs 
zu formulieren. Hintergrund ist, dass 
der Gesetzgeber im früheren AGB-Ge-
setz, das in § 305 des Bürgerlichen Ge-
setzbuches (BGB) übernommen wurde, 

ausdrücklich die andere Vertragspartei 
schützt. Soweit ein SHK-Betrieb daher 
AGBs benutzt, ist er Verwender dieser Be-
dingungen und muss sich ggf. vorhalten 
lassen, dass eine oder mehrere Bestim-
mungen seiner selbst „gestrickten“ Be-
dingungen unwirksam sind, weil diese 
dem § 307 des BGBs nicht standhalten.

In § 307 BGB ist geregelt, dass Bestim-
mungen in AGBs unwirksam sind, wenn 
sie den Vertragspartner des Verwenders, 
entgegen den Geboten von Treu und 
Glauben, unangemessen benachteili-
gen. Eine unangemessene Benachteili-
gung liegt vor, wenn eine Bestimmung 
mit dem wesentlichen Grundgedanken 
der gesetzlichen Regelung nicht zu ver-
einbaren ist. Darüber hinaus liegt eine 
Benachteiligung vor, wenn wesentliche 
Rechte oder Pflichten, die sich aus der 
Natur des Vertrages (Bauvertrages) er-
geben, so eingeschränkt werden, dass 
die Erreichung des Vertragszweckes ge-
fährdet ist.

Beispiel einer unwirksamen Klausel 
eines Unternehmers im Bezug auf Män-
gelrügen: „Der Auftraggeber muss sämt-
liche, auch verborgene Mängel, spätestens 
zum Zeitpunkt der Ablieferung unserer Leis-
tung rügen. Spätere Geltendmachung ent-
bindet den Auftragnehmer von jeder Haf-
tung.“

Diese Klausel verschiebt die gesetz-
lichen Grundsätze der Mängelhaftung 
in einer gegen § 307 BGB verstoßenden 
Weise. Dies hat der BGH bereits in einem 
Urteil vom 03. Juli 1985 festgestellt. 

Für die Beurteilung einer AGB-Klau-
sel bezüglich ihrer Wirksamkeit oder Un-
wirksamkeit bedarf es einer sehr breit 
angelegten Kenntnis des komplexen 
Baurechts. Aus diesem Grunde kann vor 
AGBs im „Eigenbau“ nur gewarnt wer-
den. Andererseits ist dem Unternehmer 
auch nicht zu raten, einen Anwalt mit 
der Formulierung von AGBs zu beauftra-
gen, weil dies in der Regel zur Zahlung 
erheblicher Gebühren zugunsten des 
Rechtsanwaltes führt. Abgesehen von 
den Gebühren für eine derartige Tätig-
keit besteht aber auch die Gefahr, dass 
die AGBs schon aufgrund fortschreiten-
der Rechtsprechung nach zwei bis drei 
Jahren Mängel aufweisen. Dies wie-
derum führt zu einer Verschlechterung 
der Rechtslage, soweit sich „die andere 
Vertragspartei“ dann auf die Unwirk-
samkeit der überholten Klausel berufen 
kann. Soweit eine unwirksame Bauver-
tragsklausel vorliegt, entfällt sie aus 
dem Bauvertrag und wird dann durch 
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� Selbst erstellte oder vorformulierte AGBs – 
bei der Verwendung sollten einige Punkte beach
tet werden, sodass dem SHK-Betrieb nicht Ge-
fahr droht, in rechtliche „Fußangeln“ zu laufen.
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Allgemeine Geschäftsbedingungen (AGB) als Vertragsgrundlage sind mittlerwei-

le weit verbreitet. Doch nicht immer erfüllen sie den Zweck der mit der Umset-

zung verfolgt wird – eine rechtssichere und unternehmerfreundliche Vertrags-

grundlage zu erreichen. Besonders selbst formulierte AGBs können Risiken 

für die Auftragsabwicklung beinhalten, wie der nachfolgende Beitrag neben 

Grundlagen und Tipps zur Umsetzung rechtssicherer Bedingungen aufzeigt.

Selbst erstellte oder vorformulierte AGB

Vertragsgrundlage  
auf rechtssicherem  
Fundament?
Grundlagen, Risiken und Tipps zur Umsetzung



die gesetzliche Regelung oder durch rich-
terliche Auslegung ersetzt.

Die Benutzung selbst formulierter 
Geschäftsbedingungen trägt noch eine 
weitere Gefahr in sich: Gemäß § 13 des 
früheren AGB-Gesetzes, heute im Gesetz 
gegen unlauteren Wettbewerb geregelt, 
ist es Industrie- und Handelskammern, 
Handwerkskammern und anderen 
rechtsfähigen Institutionen und Ver-
bänden zur Förderung gewerblicher In-
teressen erlaubt, gegen einen Verwender 
allgemeiner Geschäftsbedingungen im 
Klageverfahren vorzugehen, soweit der 
einzelne Verwender unwirksame AGBs 
benutzt. Für derartige Klagen ist dann 
das Landgericht zuständig, in dessen Be-
zirk der Verwender unwirksamer Bedin-
gungen seine gewerbliche Niederlassung 
hat. Ein derartiger Prozess ist zudem in 
der Regel mit nicht unerheblichen Kos-
ten für den Unterlegenen verbunden.

VOB/B als AGB
Die VOB/B ist kein Gesetz und kei-

ne Rechtsverordnung, sondern ein vom 
Deutschen Vergabe- und Vertragsaus-
schuss (DVA) für Bauleistungen geschaf-
fenes privates Regelwerk. Grundsätzlich 
ist deshalb das AGB-Recht auch auf die 
Einbeziehung der VOB/B in den Bau-
vertrag anzuwenden. Dabei ist zu be-
achten, dass die VOB/B, wenn sie zum 
Vertragsinhalt werden soll, zwischen 
dem Unternehmer und dem Auftragge-
ber vereinbart werden muss. Zur rechts-
gültigen Umsetzung muss der Unterneh-
mer dann spätestens mit der Angebots-
übergabe auch den Text der VOB/B an 
den eventuell späteren Auftraggeber 
aushändigen und darauf hinweisen, 
dass die VOB/B Vertragsinhalt werden 
soll. Es reicht nicht aus, lediglich auf die 
Einbeziehung der VOB/B hinzuweisen. 
Das heißt, die geschäftlich unerfahrene 
Partei muss darauf hingewiesen werden 
und Gelegenheit haben, die VOB/B bei 
Vertragsabschluss inhaltlich zur Kennt-
nis zu nehmen (siehe auch Textkasten 
„Musterformulierung für die Angebots-
übergabe“). Eine Ausnahme macht die 

Rechtsprechung nur dann, wenn der zu-
künftige Vertragspartner seinerseits im 
Baugewerbe tätig bzw. im Baubereich 
bewandert ist oder sich rechtsgeschäft-
lich durch einen erfahrenen Fachmann 
– beispielsweise durch einen Architekten 
– vertreten lässt.

Soweit der Fachbetrieb Mitglied einer 
örtlichen Innung ist, besteht auch auto-
matisch eine Mitgliedschaft im zustän-
digen Landesverband. Die Landesver-
bände sind bekanntlich wiederum im 
Zentralverband Sanitär Heizung Klima 
(ZVSHK) organisiert. Der ZVSHK hat es 
sich zur Aufgabe gemacht, AGBs für sei-
ne Anschlussbetriebe zu entwickeln.

Es hat sich in den letzten Jahren he-
rausgestellt, dass dem SHK-Betrieb von 
den Rechtsabteilungen der Fachverbän-
de empfohlen wird, die VOB/B als Ge-
samttext mit dem Angebot zu überrei-
chen und keinerlei Veränderungen am 
Text vorzunehmen. Soweit der Unter-
nehmer die VOB/B in einem Punkt ver-
ändert, führt dies zur Inhaltskontrolle 
der gesamten VOB/B, sodass die Verän-
derung z. B. bewirkt, dass die günstige 
4-Jahresfrist für Arbeiten am Bauwerk 
(gemäß § 13 VOB/B) nicht mehr gilt und 
durch die 5-jährige Gewährleistungsfrist 
nach dem BGB § 634a ersetzt wird. 

Die Fachverbände haben 
darüber hinaus für kleine Re-
paraturaufträge gesonderte 
AGBs entwickelt, die über den 
jeweilig zuständigen Verband 
des Fachbetriebes angefordert 

werden können. Auch diese AGBs müs-
sen vor oder bei Vertragsabschluss dem 
zukünftigen Vertragspartner überreicht 
werden.

Die entsprechenden Texte der VOB/B  
werden von verschiedenen Verlagen, 
beispielsweise von der STROBEL BUCH 
& MEDIA GmbH & Co. KG (siehe Kas-
ten „VOB/B-Texte“) angeboten.

VOB-Bauvertrag oder BGB-Werkvertrag?
Allgemein kann die Empfehlung ge-

geben werden, dass bei größeren und 
zeitlich länger dauernden Bauvorha-
ben die Anwendung und die Vereinba-
rung der VOB/B für den SHK-Betrieb von 
Vorteil ist, insbesondere aufgrund der in 
der VOB/B enthaltenen günstigen Ab-
nahmeregelungen sowie der günstigen 
Abschlagszahlungsregelung in § 16 Nr. 1 
VOB/B.

Allerdings muss auch konstatiert wer-
den, dass die Modifizierung der Werkver-
tragsbestimmungen, insbesondere des 
§ 640 BGB, der sich mit der Abnahme 
befasst, zu einer erheblichen Verbesse-
rung der Rechtslage zugunsten des Un-
ternehmers geführt haben. Der inter-
essierte Fachbetrieb sollte sich jeweils 
überlegen, ob er einen BGB-Werkvertrag 
oder einen VOB/B-Bauvertrag abschlie-
ßen will. Für kleinere Bauvorhaben, die 
auch zeitlich schnell abgewickelt wer-
den können, reicht das Werkvertrags-
recht, das automatisch (ohne besonde-
ren Hinweis) Anwendung findet, in der 
Regel aus, bzw. ist zum Teil sogar vor-
teilhafter als die VOB/B.� ∂

Musterformulierung für die Angebotsübergabe
Damit die VOB/B rechtsgültig zur Vertragsgrundlage werden kann, muss mit 

der Angebotsübergabe – wie im nachfolgenden Beispiel-Anschreiben aufgezeigt 
– auf dessen Vertragsinhalt hingewiesen und auch der Text der VOB/B mit aus-
gehändigt werden:
„Sehr geehrter Kunde,
in der Anlage I dürfen wir Ihnen unser Angebot für die Durchführung der Heizungsar-
beiten in Ihrem Vierfamilienhaus in X-stadt überreichen. In Anlage II überreichen wir 
den Text der VOB/B.
Soweit Sie unser Angebot annehmen, wird die beigefügte Vergabe- und Vertragsordnung 
für Bauleistungen (VOB/B) Vertragsinhalt.“
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VOB/B-Texte
VOB/B-Texte können in ver-

kürzter Ausgabeform (4 Seiten, 
DIN A4) über den Fachbuchshop 
der STROBEL BUCH & MEDIA 
GmbH & Co. KG, Zur Feldmühle 11,  
59821 Arnsberg, Fax: 02931 8900-
58, sowie per Internet unter www.
ikz.de bestellt werden. Mindestbe-
stellmenge: 50 Stück, Bezugspreis: 
16,24 Euro inkl. MwSt., zzgl. Versand-
kosten.

§ 1

Art und Umfang der Leistung

  1. Die auszuführende Leistung wird nach Art und Umfang durch den Vertrag bestimmt. Als Be-

standteil des Vertrags gelten auch die Allgemeinen Technischen Vertragsbedingungen für Baulei-

stungen (VOB/C).

  2. Bei Widersprüchen im Vertrag gelten nacheinander:

a) die Leistungsbeschreibung,

b) die Besonderen Vertragsbedingungen,

c) etwaige Zusätzliche Vertragsbedingungen,

d) etwaige Zusätzliche Technische Vertragsbedingungen,

e) die Allgemeinen Technischen Vertragsbedingungen für Bauleistungen,

f) die Allgemeinen Vertragsbedingungen für die Ausführung von Bauleistungen.

  3. Änderungen des Bauentwurfs anzuordnen, bleibt dem Auftraggeber vorbehalten.

  4. Nicht vereinbarte Leistungen, die zur Ausführung der vertraglichen Leistung erforderlich

werden, hat der Auftragnehmer auf Verlangen des Auftraggebers mit auszuführen, außer

wenn sein Betrieb auf derartige Leistungen nicht eingerichtet ist. Andere Leistungen können

dem Auftragnehmer nur mit seiner Zustimmung übertragen werden.

§ 2

Vergütung

  1. Durch die vereinbarten Preise werden alle Leistungen abgegolten, die nach der Leistungsbe-

schreibung, den Besonderen Vertragsbedingungen, den Zusätzlichen Vertragsbedingungen,

den Zusätzlichen Technischen Vertragsbedingungen, den Allgemeinen Technischen Ver-

tragsbedingungen für Bauleistungen und der gewerblichen Verkehrssitte zur vertraglichen

Leistung gehören.

  2. Die Vergütung wird nach den vertraglichen Einheitspreisen und den tatsächlich ausgeführten

Leistungen berechnet, wenn keine andere Berechnungsart (z.B. durch Pauschalsumme,

nach Stundenlohnsätzen, nach Selbstkosten) vereinbart ist.

  3. (1) Weicht die ausgeführte Menge der unter einem Einheitspreis erfassten Leistung oder

Teilleistung um nicht mehr als 10 v.H. von dem im Vertrag vorgesehenen Umfang ab, so gilt

der vertragliche Einheitspreis.

(2) Für die über 10 v.H. hinausgehende Überschreitung des Mengenansatzes ist auf Verlan-

gen ein neuer Preis unter Berücksichtigung der Mehr- oder Minderkosten zu vereinbaren.

(3) Bei einer über 10 v.H. hinausgehenden Unterschreitung des Mengenansatzes ist auf

Verlangen der Einheitspreis für die tatsächlich ausgeführte Menge der Leistung oder Teillei-

stung zu erhöhen, soweit der Auftragnehmer nicht durch Erhöhung der Mengen bei anderen

Ordnungszahlen (Positionen) oder in anderer Weise einen Ausgleich erhält. Die Erhöhung des

Einheitspreises soll im Wesentlichen dem Mehrbetrag entsprechen, der sich durch Verteilung

der Baustelleneinrichtungs- und Baustellengemeinkosten und der Allgemeinen Geschäfts-

kosten auf die verringerte Menge ergibt. Die Umsatzsteuer wird entsprechend dem neuen

Preis vergütet.

(4) Sind von der unter einem Einheitspreis erfassten Leistung oder Teilleistung andere

Leistungen abhängig, für die eine Pauschalsumme vereinbart ist, so kann mit der Änderung

des Einheitspreises auch eine angemessene Änderung der Pauschalsumme gefordert wer-

den.

  4. Werden im Vertrag ausbedungene Leistungen des Auftragnehmers vom Auftraggeber selbst

übernommen (z.B. Lieferung von Bau-, Bauhilfs- und Betriebsstoffen), so gilt, wenn nichts

anderes vereinbart wird, § 8 Nr. 1 Abs. 2 entsprechend.

  5. Werden durch Änderung des Bauentwurfs oder andere Anordnungen des Auftraggebers die

Grundlagen des Preises für eine im Vertrag vorgesehene Leistung geändert, so ist ein neuer

Preis unter Berücksichtigung der Mehr- oder Minderkosten zu vereinbaren. Die Vereinbarung

soll vor der Ausführung getroffen werden.

  6. (1) Wird eine im Vertrag nicht vorgesehene Leistung gefordert, so hat der Auftragnehmer

Anspruch auf besondere Vergütung. Er muss jedoch den Anspruch dem Auftraggeber an-

kündigen, bevor er mit der Ausführung der Leistung beginnt.

(2) Die Vergütung bestimmt sich nach den Grundlagen der Preisermittlung für die vertragliche

Leistung und den besonderen Kosten der geforderten Leistung. Sie ist möglichst vor Beginn

der Ausführung zu vereinbaren.

  7. (1) Ist als Vergütung der Leistung eine Pauschalsumme vereinbart, so bleibt die Vergütung

unverändert. Weicht jedoch die ausgeführte Leistung von der vertraglich vorgesehenen

Leistung so erheblich ab, dass ein Festhalten an der Pauschalsumme nicht zumutbar ist

(§ 313 BGB), so ist auf Verlangen ein Ausgleich unter Berücksichtigung der Mehr- oder

Minderkosten zu gewähren. Für die Bemessung des Ausgleichs ist von den Grundlagen der

Preisermittlung auszugehen.

(2) Die Regelungen der Nr. 4, 5 und 6 gelten auch bei Vereinbarung einer Pauschalsumme.

(3) Wenn nichts anderes vereinbart ist, gelten die Absätze 1 und 2 auch für Pauschalsummen,

die für Teile der Leistung vereinbart sind; Nummer 3 Abs. 4 bleibt unberührt.

  8. (1) Leistungen, die der Auftragnehmer ohne Auftrag oder unter eigenmächtiger Abweichung

vom Auftrag ausführt, werden nicht vergütet. Der Auftragnehmer hat sie auf Verlangen inner-

halb einer angemessenen Frist zu beseitigen; sonst kann es auf seine Kosten geschehen. Er

haftet außerdem für andere Schäden, die dem Auftraggeber hieraus entstehen.

(2) Eine Vergütung steht dem Auftragnehmer jedoch zu, wenn der Auftraggeber solche

Leistungen nachträglich anerkennt. Eine Vergütung steht ihm auch zu, wenn die Leistungen

für die Erfüllung des Vertrags notwendig waren, dem mutmaßlichen Willen des Auftrag-

gebers entsprachen und ihm unverzüglich angezeigt wurden. Soweit dem Auftragnehmer

eine Vergütung zusteht, gelten die Berechnungsgrundlagen für geänderte oder zusätzliche

Leistungen der Nummer 5 oder 6 entsprechend.

(3) Die Vorschriften des BGB über die Geschäftsführung ohne Auftrag (§§ 677 ff. BGB) blei-

ben unberührt.

  9. (1) Verlangt der Auftraggeber Zeichnungen, Berechnungen oder andere Unterlagen, die der

Auftragnehmer nach dem Vertrag, besonders den Technischen Vertragsbedingungen oder

der gewerblichen Verkehrssitte, nicht zu beschaffen hat, so hat er sie zu vergüten.

(2) Lässt er vom Auftragnehmer nicht aufgestellte technische Berechnungen durch den

Auftragnehmer nachprüfen, so hat er die Kosten zu tragen.

10. Stundenlohnarbeiten werden nur vergütet, wenn sie als solche vor ihrem Beginn ausdrück-

lich vereinbart worden sind (§ 15).

§ 3

Ausführungsunterlagen

  1. Die für die Ausführung nötigen Unterlagen sind dem Auftragnehmer unentgeltlich und recht-

zeitig zu übergeben.

  2. Das Abstecken der Hauptachsen der baulichen Anlagen, ebenso der Grenzen des Geländes,

das dem Auftragnehmer zur Verfügung gestellt wird, und das Schaffen der notwendigen Hö-

henfestpunkte in unmittelbarer Nähe der baulichen Anlagen sind Sache des Auftraggebers.

  3. Die vom Auftraggeber zur Verfügung gestellten Geländeaufnahmen und Absteckungen und

die übrigen für die Ausführung übergebenen Unterlagen sind für den Auftragnehmer maß-

gebend. Jedoch hat er sie, soweit es zur ordnungsgemäßen Vertragserfüllung gehört, auf

etwaige Unstimmigkeiten zu überprüfen und den Auftraggeber auf entdeckte oder vermutete

Mängel hinzuweisen.

  4. Vor Beginn der Arbeiten ist, soweit notwendig, der Zustand der Straßen und Geländeoberflä-

che, der Vorfluter und Vorflutleitungen, ferner der baulichen Anlagen im Baubereich in einer

Niederschrift festzuhalten, die vom Auftraggeber und Auftragnehmer anzuerkennen ist.

  5. Zeichnungen, Berechnungen, Nachprüfungen von Berechnungen oder andere Unterlagen,

die der Auftragnehmer nach dem Vertrag, besonders den Technischen Vertragsbedingungen,

oder der gewerblichen Verkehrssitte oder auf besonderes Verlangen des Auftraggebers (§ 2

Nr. 9) zu beschaffen hat, sind dem Auftraggeber nach Aufforderung rechtzeitig vorzulegen.

  6. (1) Die in Nummer 5 genannten Unterlagen dürfen ohne Genehmigung ihres Urhebers nicht

veröffentlicht, vervielfältigt, geändert oder für einen anderen als den vereinbarten Zweck

benutzt werden.

(2) An DV-Programmen hat der Auftraggeber das Recht zur Nutzung mit den vereinbarten

Leistungsmerkmalen in unveränderter Form auf den festgelegten Geräten. Der Auftraggeber

darf zum Zwecke der Datensicherung zwei Kopien herstellen. Diese müssen alle Identifika-

tionsmerkmale enthalten. Der Verbleib der Kopien ist auf Verlangen nachzuweisen.

(3) Der Auftragnehmer bleibt unbeschadet des Nutzungsrechts des Auftraggebers zur Nut-

zung der Unterlagen und der DV-Programme berechtigt.

§ 4

Ausführung

  1. (1) Der Auftraggeber hat für die Aufrechterhaltung der allgemeinen Ordnung auf der Baustelle

zu sorgen und das Zusammenwirken der verschiedenen Unternehmer zu regeln. Er hat die

erforderlichen öffentlich-rechtlichen Genehmigungen und Erlaubnisse — z.B. nach dem Bau-

recht, dem Straßenverkehrsrecht, dem Wasserrecht, dem Gewerberecht — herbeizuführen.

(2) Der Auftraggeber hat das Recht, die vertragsgemäße Ausführung der Leistung zu über-

wachen. Hierzu hat er Zutritt zu den Arbeitsplätzen, Werkstätten und Lagerräumen, wo

die vertragliche Leistung oder Teile von ihr hergestellt oder die hierfür bestimmten Stoffe

und Bauteile gelagert werden. Auf Verlangen sind ihm die Werkzeichnungen oder andere

Ausführungsunterlagen sowie die Ergebnisse von Güteprüfungen zur Einsicht vorzulegen

und die erforderlichen Auskünfte zu erteilen, wenn hierdurch keine Geschäftsgeheimnisse

preisgegeben werden. Als Geschäftsgeheimnis bezeichnete Auskünfte und Unterlagen hat

er vertraulich zu behandeln.

(3) Der Auftraggeber ist befugt, unter Wahrung der dem Auftragnehmer zustehenden Leitung

(Nummer 2) Anordnungen zu treffen, die zur vertragsgemäßen Ausführung der Leistung

notwendig sind. Die Anordnungen sind grundsätzlich nur dem Auftragnehmer oder seinem

für die Leitung der Ausführung bestellten Vertreter zu erteilen, außer wenn Gefahr im Verzug

ist. Dem Auftraggeber ist mitzuteilen, wer jeweils als Vertreter des Auftragnehmers für die

Leitung der Ausführung bestellt ist.

(4) Hält der Auftragnehmer die Anordnungen des Auftraggebers für unberechtigt oder un-

zweckmäßig, so hat er seine Bedenken geltend zu machen, die Anordnungen jedoch auf

Verlangen auszuführen, wenn nicht gesetzliche oder behördliche Bestimmungen entge-

genstehen. Wenn dadurch eine ungerechtfertigte Erschwerung verursacht wird, hat der

Auftraggeber die Mehrkosten zu tragen.

  2. (1) Der Auftragnehmer hat die Leistung unter eigener Verantwortung nach dem Vertrag aus-

zuführen. Dabei hat er die anerkannten Regeln der Technik und die gesetzlichen und behörd-

lichen Bestimmungen zu beachten. Es ist seine Sache, die Ausführung seiner vertraglichen

Leistung zu leiten und für Ordnung auf seiner Arbeitsstelle zu sorgen.
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